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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Tages-

ordnungspunkte 2 a und 2 b auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas

Gehring u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zur Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes und des Bayerischen

Mediengesetzes (Drs. 17/13092)

- Erste Lesung -

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes und des Bayerischen

Mediengesetzes (Drs. 17/13224)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache zum Gesetzentwurf der Fraktion des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN werden miteinander verbunden. Damit hat die Frak-

tion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN zehn Minuten Redezeit. Ich erteile Frau Kol-

legin Gote das Wort. Bitte sehr.

Ulrike Gote (GRÜNE): Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Nun

liegen sie endlich auf dem Tisch, die Vorstellungen der Staatsregierung zur Reform

der Medienaufsicht. Das war nun wirklich eine schwere Geburt. Das Bundesverfas-

sungsgerichtsurteil, das sie letztlich gedrängt hat, nun endlich tätig zu werden, stammt

aus dem Jahr 2014. Im Jahr 2015 hat dieser Landtag dazu eine Anhörung durchge-

führt. Jetzt, gegen Ende des Jahres 2016, liegt endlich Ihr Gesetzentwurf vor.

Auf einmal muss alles ganz schnell gehen. Wir müssen die Beratungsfrist verkürzen.

Sie haben sich noch nicht einmal Zeit für die Verbandsanhörung genommen. Ich finde

es wirklich unverschämt, dass Sie den Verbänden eine Frist gesetzt haben, die am

Montag endet, und am Dienstag bringen Sie das Gesetz in das Kabinett ein. Ich kann

mir an fünf Fingern abzählen, was Ihnen die Kommentare der Verbände wert sind.
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Jetzt geht alles hoppla hopp. Das Bundesverfassungsgericht und der immer stärker

werdende öffentliche Druck haben bewirkt, dass wir wenigstens die Chance für eine

sinnvolle Reform haben. Allerdings dauert es bei Ihnen immer etwas länger, bevor Sie

gesellschaftliche Realitäten verstehen. Da wir wussten, dass dies bei Ihnen eine

schwere Geburt werden würde, haben wir heute einen eigenen Gesetzentwurf vorge-

legt.

Zu Ihrem Gesetzentwurf kann ich nur sagen: Der Berg kreißte und gebar eine Maus.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die vier Grundpfeiler einer zeitgemäßen Medienaufsicht heißen Staatsferne, Vielfalt,

Gendergerechtigkeit und Transparenz. Zur Staatsferne: Wir wollen in unserem Ge-

setzentwurf den Anteil der staatsnahen Mitglieder in Rundfunkrat und Medienrat auf

21 bzw. 24 % reduzieren. Wir bleiben also weit unter der Vorgabe des Bundesverfas-

sungsgerichts, das eine Reduzierung auf ein Drittel gefordert hat.

Liebe CSU, wir beenden ein für alle Mal Ihre unfaire Praxis, über die Entsendung von

staatsnahen Personen durch Verbände in den Räten eine noch breitere CSU-Mehrheit

zu zementieren. In diesem Zusammenhang muss ich leider die Namen Goppel und

Kränzle noch einmal öffentlich nennen. Wir vergrößern den Rundfunkrat nicht. Wir ver-

kleinern aber den Medienrat von 47 auf 38 Mitglieder. Sie dagegen blähen die Gremi-

en auf und halten die Drittel-Vorgabe gerade einmal so eben ein.

Zur Vielfalt: Weil wir nahe an den Menschen sind, sind wir auch mit der Vielfalt unserer

Gesellschaft gut vertraut.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Deshalb werden im Rundfunkrat und im Medienrat zukünftig auch Vertreter und Ver-

treterinnen von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transsexuellen und Transgendern, In-

tersexuellen und Queeren also von der LSBTTIQ-Community, sowie Sinti und Roma,
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Migrantinnen und Migranten sowie Menschen mit Behinderungen sitzen.Sie alle wer-

den endlich eine Stimme in diesen wichtigen Gremien haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir werden die großen und wachsenden Gruppen der Muslime und der Konfessions-

freien berücksichtigen. Sie hingegen würden am liebsten gar nichts ändern und agie-

ren mutlos. In einem Punkt – dem letzten, den ich genannt habe – kann man es nicht

einmal mehr mutlos nennen, sondern muss sagen: Das ist diskriminierend. Sie geben

den Muslimen nämlich keinen Platz. Das halte ich gerade in den Zeiten, in denen wir

leben, und gerade im Hinblick auf die Diskussionen, die wir eben geführt haben, für

eine ganz große Frechheit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es geht hier um eine Gruppe, die nach Aussagen der Staatsregierung im Rahmen

einer Antwort auf eine Anfrage der SPD bereits mehr als 10 % der bayerischen Bevöl-

kerung ausmacht. Wir reden hier nicht von wenigen Menschen. Wir reden auch nicht

von Geflüchteten. Wir reden hier von deutschen Mitbürgerinnen und Mitbürgern musli-

mischen Glaubens. Es ist nötig, dass sie endlich eine Vertretung in den Räten haben.

Stattdessen geben Sie dem Tourismusverband einen Platz. Kein Mensch versteht,

was das soll. Der Aspekt der gesellschaftlichen Vielfalt kann Sie hier nicht geleitet

haben, sondern eher der starke Arm einer Lobby.

Ich komme zur Gendergerechtigkeit. Wir schreiben wirkungsvolle Regeln fest, um den

Frauenanteil endlich angemessen zu erhöhen, nämlich auf die Hälfte der Mitglieder.

Sie bleiben sich in Ihrem Gesetzentwurf auch in diesem Punkt treu und schlagen Re-

geln vor, die allzu leicht zu unterlaufen sind. Da genügt die Erklärung, dass es Sach-

zwänge gebe, dass man gerade keine Frau vorschlagen könne, und schon ist die

Quote ad acta gelegt.
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Wir machen weitreichende Vorschriften zu Transparenz- und Veröffentlichungspflich-

ten. Wir wollen, dass die Bezüge sowie Sonderzahlungen und Abfindungen der Lei-

tungsebenen beim Bayerischen Rundfunk und bei der Bayerischen Landeszentrale für

neue Medien im Geschäftsbericht namentlich offengelegt werden. Das gilt in unserem

Entwurf für den BR und die BLM gleichermaßen. Warum der CSU-Entwurf diese

Pflichten nur für die BLM vorsieht, müssen Sie uns mal erklären. Der BR hat seit 2010

ein Defizit in Höhe von 101 Millionen Euro aufgehäuft. Diese finanzielle Misere offen-

bart ein Leitungsversagen und ein Gremienversagen, aber auch ganz deutlich ein Auf-

sichtsversagen des Verwaltungsrates. Kolleginnen und Kollegen, Verwaltungsräte sind

keine Kaffeekränzchen und kein Austragsstüberl für verdiente Parteisoldaten. Deshalb

legen wir Ihnen heute Vorschläge zur Professionalisierung des Verwaltungsrats vor.

Es muss mehr Sachverstand in die Verwaltungsräte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen von der CSU, hier geht es mal nicht um gesellschaftliche

Vielfalt, sondern um Kompetenz, nicht so, wie es in Ihrem Entwurf steht. Wir finden,

dazu passt, dass es keine Verwaltungsratssitze qua Amt mehr geben darf. Was ist

damit gemeint? – Die Insider wissen es. Die Landtagspräsidentin bzw. der Landtags-

präsident soll nicht mehr automatisch Vorsitzender des Verwaltungsrats des BR sein

und der Präsident des Verwaltungsgerichtshofs nicht mehr automatisch dem Verwal-

tungsrat des BR angehören.

Kolleginnen und Kollegen, Sie sehen, wir haben den Auftrag des Bundesverfassungs-

gerichts ernst genommen. Die Vorgaben treffen sich hervorragend mit unseren Vor-

stellungen von einer effizienten und zeitgemäßen Medienaufsicht. Unsere Vorschläge

sind im Vergleich zu allem, was hier schon vorgelegt wurde – FREIE WÄHLER und

SPD haben auch schon Vorschläge eingebracht –, und vor allem im Vergleich zu dem,

was die Staatsregierung hier heute vorlegt, die mutigsten und am besten durchdach-

ten.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

So bringen wir den Bayerischen Rundfunk wieder auf Kurs und stärken den Privat-

rundfunk in Bayern. Ich habe heute die Defizite Ihrer Vorschläge nur anreißen können;

denn mehr Kritik und mehr Debatte dazu wird es in den Ausschüssen geben. Ich freue

mich auf eine gute Beratung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Frau Kollegin. – Den Gesetzentwurf

der Staatsregierung begründet Herr Staatsminister Dr. Huber. Bitte sehr.

Staatsminister Dr. Marcel Huber (Staatskanzlei): Herr Präsident, werte Kolleginnen

und Kollegen! Wir in Bayern sind stolz auf die Qualität unserer Medienlandschaft. Das

liegt zum einen an der Vielfalt der Medien in unserem Lande. Es liegt aber auch an der

vielfältigen Ausrichtung derer, die in den Gremien der Aufsichtsräte des Bayerischen

Rundfunks und der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien sitzen.

Wir konzentrieren uns in unserem Gesetzentwurf auf das Wesentliche, Frau Gote. Es

geht um die Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zur Besetzung

der Gremien. Ich glaube, wir müssen keinen Wettlauf in Bezug darauf machen, wer

hier noch eines drauflegt. Wie soll es unserer Meinung nach funktionieren? – Wir wer-

den den Rundfunkrat und den Medienrat moderat

(Ulrike Gote (GRÜNE): Aufblähen!)

– "aufblähen", von 47 auf 50 Mitglieder. – Unter Blähungen verstehe ich etwas ande-

res. – Damit ist es möglich, neue Interessengruppen in diesem Rat zu integrieren, die

bisher nicht dort beteiligt waren. Uns ist sehr wichtig, dass diese Leute dort vertreten

sind. Sie haben eine Ausweitung vor und wollen den Medienrat völlig anders besetzen

als den Rundfunkrat. Darin sehe ich überhaupt keinen Sinn. Man kann das sicherlich

noch in Ausschussberatungen ausdiskutieren; aber ich habe, ehrlich gesagt, nicht

ganz verstanden, was dahinterstehen sollte. Es scheint mir nicht angezeigt, das ganze
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System auf den Kopf zu stellen; denn im Gegensatz zu Ihrer Sichtweise ist hier eine

breite Mehrheit der Bevölkerung vertreten. Minderheiten sollen vertreten sein; aber es

ist unmöglich, hier alle Minderheiten abzubilden. Die Gesellschaft besteht nicht nur

aus Randgruppen. Ich glaube, die angestrebte Besetzung wird zusammen mit den

drei Vertretern die gesamte gesellschaftliche Vielfalt dieses Landes widerspiegeln.

Wir schätzen die Arbeit der aktuellen Rundfunk- und Medienratsmitglieder. Ich kann

mir nicht vorstellen, wie sich jemand fühlt, der nach langer Tätigkeit zugunsten eines

Vertreters der vielen Minderheiten in diesem Land hinausgeworfen wird. Er müsste

dies als schlechtes Zeugnis Ihrerseits empfinden. Wir werden das, was uns vorgege-

ben ist, natürlich erfüllen. Wir werden den Anteil der Frauen in den Gremien durch

eine effektive Regelung sicherstellen. Ich bin mir ganz sicher, dass dieses Vorgehen

der Sache dient und wesentlich flexibler ist als das, was Sie vorschlagen. Wir werden

einer "Versteinerung" entgegenwirken, indem wir die Amtszeiten auf drei Perioden be-

schränken. Wir werden uns verpflichten, die Gremienbesetzung und die geleistete Ar-

beit regelmäßig zu überprüfen. Die neuen Regeln zur Transparenz, aber auch zur

Qualifizierung derer, die im Verwaltungsrat tätig sind, sind ganz eindeutig. Ich sehe

nicht, dass uns das droht, was Sie geschildert haben.

Wir werden die Politikferne durch das von uns beschriebene Inkompatibilitätsprinzip si-

cherstellen. Wir werden damit den Bayerischen Rundfunk für die neuen Herausforde-

rungen fit machen. Ich bin mir ganz sicher: Wir werden das in den Gremien mit ausrei-

chend Zeit debattieren können. Die Zeit bis zum 1. Januar 2017 scheint mir lang

genug zu sein, um dies bequem tun zu können. Bei einer Besetzung der Gremien im

Mai ist das locker noch machbar. Die drei Wochen und die zehn Tage, die wir zur Ver-

bandsanhörung hatten, erschienen mir vollkommen ausreichend.

Mit der Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes und des Bayerischen Medien-

gesetzes werden wir dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts gerecht und werden

die Arbeitsweise der Gremien verbessern. Die Änderung sorgt für mehr Genderge-

rechtigkeit und mehr Transparenz. Wir garantieren die Medienvielfalt in Bezug auf
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hochwertige Informationen und Meinungsvielfalt in diesem Land, nicht nur in Bayern,

sondern in ganz Deutschland. Wir setzen auf Qualität, Transparenz, Gerechtigkeit und

Vielfalt im öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunk. Wir werden unseren Geset-

zesvorschlag in den Gremien ausreichend deutlich begründen.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Herr Staatsminister. –

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Ehrengastbereich der Besuchertribüne hat Herr

Omar Semadeh, Mitglied und Fraktionsvorsitzender im ägyptischen Abgeordneten-

haus, Platz genommen. Er hält sich zu Gesprächen in Bayern auf und ist heute Gast

im Maximilianeum.

(Allgemeiner Beifall)

Seien Sie uns ganz herzlich willkommen. – Ja, meine lieben Kolleginnen und Kolle-

gen, damit darf ich im Rahmen der Fortsetzung unserer Ersten Lesung der Frau Kolle-

gin Fehlner das Wort erteilen. Bitte schön.

Martina Fehlner (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Das ZDF-Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Rundfunkaufsicht in Deutsch-

land vom März 2014 im Hinblick auf die gebotene Staatsferne, die Vielfalt und die

Transparenz der Gremien macht es erforderlich, dass auch die Gremien des Baye-

rischen Rundfunks und der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien neu be-

stimmt werden, und dies bis Ende des Jahres. Die Zeit drängt also.

Die SPD-Landtagsfraktion hat dazu bereits vor über einem halben Jahr ihren Gesetz-

entwurf zur Reform der Rundfunkaufsicht vorgelegt. Inzwischen liegen weitere Gesetz-

entwürfe vor. Nach unserer Meinung berücksichtigen alle Entwürfe weitgehend die

wichtigsten Vorgaben des Gerichts. Ich darf diese noch einmal komprimiert zusam-

menfassen:
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Erstens. Der Anteil der staatlichen und staatsnahen Mitglieder in den Gremien wird auf

weniger als ein Drittel gesenkt.

Zweitens. Es wird ausgeschlossen, dass staatliche und staatsnahe Vertreter auf dem

Ticket von Verbänden in die Gremien entsandt werden und dass sie ohne eine 18-mo-

natige Karenzzeit von Parlamenten oder Staatsfunktionen in die Rundfunkaufsicht

wechseln können. Es gilt die Inkompatibilitätsregelung.

Drittens. Die Geschlechtergerechtigkeit wird mehr oder weniger erfüllt.

Viertens. Ein wichtiger Schlüsselbegriff vor allem für die Akzeptanz des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks allgemein, aber natürlich auch für die Akzeptanz seiner Auf-

sicht ist das Thema Transparenz.

Fünftens. Das Gebot der Vielfaltsicherung wird ernst genommen; der Vorschlag der

Staatsregierung ist an dieser Stelle aus unserer Sicht noch unzureichend.

Das, Kolleginnen und Kollegen, ist die große Linie; das sind die Vorgaben, und in der

Umsetzung gehen wir in einigen Punkten mit Ihnen konform. Aufgabe des Landtags ist

es nun, das Best-of im Rundfunkgesetz und im Mediengesetz zu verankern. Dazu ei-

nige Anmerkungen.

Positiv hat uns überrascht, Herr Huber, dass im Gesetzentwurf der Staatsregierung die

aus dem Landtag entsandten Aufsichtsratsmitglieder je zur Hälfte Frauen und Männer

sein sollen. Damit wird der Geschlechterparität Rechnung getragen. Für uns ist das

ein ganz wichtiger und zentraler Punkt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Gut ist auch die Absicht, eine sogenannte Freien-Vertretung einzurichten und damit

endlich auch den kreativen Programmgestaltern Mitspracherechte zu eröffnen. Inwie-

weit es allerdings ausreicht, dies über ein Statut zu regeln, wie es die Staatsregierung

vorsieht, oder ob es, wie meine Fraktion dies regeln wollte, einer klaren Regelung im
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Personalvertretungsgesetz bedarf, werden wir in den anstehenden Beratungen noch

ausführlich diskutieren.

Jetzt aber zu den Punkten, mit denen wir nicht konform gehen: Wichtig ist für uns,

dass die Staatsferne nicht nur gewahrt bleibt, sondern dass sie noch verstärkt wird. –

Wir halten ferner eine Reduzierung von 13 auf nur noch 8 Vertreter im Gegensatz zu

Ihrem Vorschlag von 12 Vertretern für sinnvoll. Der Anteil der Politik sowohl im Rund-

funkrat wie auch im Medienrat wird damit von 34 % auf nur noch 20 % gesenkt. Das

täte dem Gremium sicherlich gut.

(Beifall bei der SPD)

Sie schlagen dann vor, Rundfunkrat und Medienrat um jeweils 3 Mitglieder von 47 auf

50 Mitglieder zu erweitern, und zwar mit einem Vertreter der Menschen mit Behinde-

rung – das war längst überfällig –, mit einem Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der

Ausländerbeiräte – auch das längst überfällig – und mit einem Vertreter des Hotel- und

Gaststättengewerbes. Das ist zumindest erklärungsbedürftig. Aus unserer Sicht fehlen

in den Gremien allerdings andere, wichtige, bisher völlig unterrepräsentierte Bevölke-

rungsgruppen wie zum Beispiel die Wohlfahrtsverbände, der Landesseniorenrat, mus-

limische Verbände, Menschenrechtsorganisationen und queere Lebensformen. Wir

sind der Meinung, die vom Bundesverfassungsgericht verlangte Vielfalt erfordert mehr,

als Ihr Vorschlag beinhaltet. Deshalb schlagen wir vor, die Gremien auf 55 Sitze zu er-

weitern.

In Ihrem Gesetzentwurf halten Sie daran fest, dass der Präsident des Bayerischen

Landtags geborener Vorsitzender des Verwaltungsrates des Bayerischen Rundfunks

ist. Das gibt es in keiner ARD-Anstalt mehr. Zeitgemäß wäre es, das Gremium seinen

Vorsitzenden oder seine Vorsitzende selber wählen zu lassen.

(Beifall bei der SPD)
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Für ebenfalls zeitgemäß halten wir es, dass ein Mitglied des Personalrats in den Ver-

waltungsrat einzieht. Gerade in einer Situation, in der die öffentlich-rechtlichen Anstal-

ten aufgrund des Spardrucks einem Strukturwandel unterliegen, brauchen die Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter dort eine Stimme. – So weit unsere Anmerkungen zum

Gesetzentwurf der Staatsregierung.

Der Gesetzentwurf der GRÜNEN geht in einigen Bereichen über die mit Blick auf das

ZDF-Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu treffenden Regelungen für Rundfunk-

aufsicht und Vielfaltsicherung hinaus, insbesondere dort, wo es um Vorgaben für das

Marktverhalten des Bayerischen Rundfunks geht und um erhöhte Befugnisse des

Rundfunkrates bei wirtschaftlichen Entscheidungen des Senders. Darüber werden wir

in den kommenden Beratungen ausführlich diskutieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser gemeinsames Ziel muss ein starker, stabiler,

unabhängiger und qualitätvoller Rundfunk in Bayern sein, der seine Informations- und

Unterhaltungsaufgabe optimal erfüllen kann.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke sehr. – Als nächste Wortmeldung haben

wir die von Herrn Prof. Dr. Piazolo für die FREIEN WÄHLER. Bitte schön.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Sehr ge-

ehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf noch einmal

das Datum in Erinnerung rufen: Es war der 25.03.2014 – es ist mehr als zweieinhalb

Jahre her –, dass das Bundesverfassungsgericht zum ZDF geurteilt hat. Allen war

klar: Das gilt auch für den Bayerischen Rundfunk. Und dann braucht es mehr als zwei-

einhalb Jahre, bis die Staatsregierung reagiert und einen Gesetzentwurf vorlegt.

Sehr geehrter Herr Staatsminister, wenn ich es richtig im Kopf habe, sind Sie Tierarzt.

Als Tierarzt könnten Sie so nicht arbeiten. Zweieinhalb Jahre! Sie sind, glaube ich,

auch noch bei der freiwilligen Feuerwehr, wenn ich es richtig weiß. Auch da kann man
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so nicht arbeiten. Aber in der Staatsregierung zweieinhalb Jahre warten, und dann

das: Es ist ein Gesetz – – Ich will jetzt nicht übertreiben, aber es ist sehr wenig verän-

dert worden gegenüber dem, was wir schon hatten. In zweieinhalb Wochen hätte man

das auch hingebracht, auch in zweieinhalb Monaten. Aber zweieinhalb Jahre – das ist

schon unglaublich, besonders wenn man weiß, dass der Medienrat aufgrund dieser

Zeitverzögerung nicht einmal wählen konnte. Er musste eine Wahl verschieben. Der

Vorsitzende des Medienrates ist extra auf Bitten auch der Staatsregierung noch ein

Jahr länger dran geblieben; die Wahl hat sich verschoben – alles nur, weil die Staats-

regierung nicht in die Pötte gekommen ist.

Nun muss alles ganz, ganz schnell gehen. Das hat Frau Kollegin Gote schon gesagt.

Wir müssen jetzt unsere Tagesordnungen ändern. Ich habe ja das Vergnügen, den zu-

ständigen Ausschuss zu leiten. Wir müssen unsere Anträge, die wir eingereicht haben

und die jetzt schon vorliegen, zurückstellen, nur weil dieses Gesetz jetzt in Windeseile

verabschiedet werden muss. Ich frage mich schon, wo hier der Gedanke der Solidari-

tät bleibt und das Aufeinander-Rücksicht-nehmen, und zwar auch bei den Verfahren.

Beim Inhalt des Gesetzentwurfs stelle ich mir auch die Frage, warum es so lange ge-

dauert hat, wenn nur diese geringen Veränderungen herausgekommen sind. Das ist

auch schon erwähnt worden. Was stört uns am Gesetzentwurf? – Übrigens war unser

Gesetz das Erste. Wir haben dafür ein halbes Jahr gebraucht. Danach kam die SPD,

und jetzt kommen die GRÜNEN. Ich frage ganz offen: Warum gibt es in Ihrem Entwurf

eine Erhöhung der Mitgliederzahl? – Ich weiß es wirklich nicht. Man hätte die Zahl ver-

ringern oder bei 47 belassen können. Im Integrationsgesetz verpflichten Sie den

Rundfunk und alle in Bayern ansässigen Rundfunkanstalten auf die Leitkultur. – Über

das Integrationsgesetz werden wir noch intensiv diskutieren. – Wenn nur noch Leitkul-

tur gesendet wird, wozu brauchen wir dann so viele Räte, die alles kontrollieren?

Wozu, wenn alle in eine Richtung gelenkt werden?

(Markus Rinderspacher (SPD): Weil das sonst verfassungswidrig wäre!)
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Die Schmälerungen des Aufgabenbereichs des Rundfunkrates und die Regelung zur

Personalvertretung der festen freien Mitarbeiter sind aus meiner Sicht recht dünn aus-

gefallen. Ein regelmäßiger Austausch wird hier nicht reichen. Da wollen wir mehr. Das

hat auch die SPD schon gesagt.

Wir begrüßen die Regelungen zur Transparenz, die Sie aufgenommen haben. Darü-

ber werden wir in den Ausschüssen und sicherlich hier in der Zweiten Lesung intensiv

diskutieren.

Gestatten Sie mir noch ein paar Worte zum Gesetzentwurf der GRÜNEN. Von der In-

tention ähnelt der Entwurf dem, den wir vorgelegt haben. Die GRÜNEN fordern eine

größere Staatsferne, eine größere Vielfalt in den Aufsichtsgremien, die Steigerung des

Frauenanteils, die Berücksichtigung anderer gesellschaftlicher Gruppen, auch neuer,

und keine zahlenmäßige Vergrößerung des Gremiums. Dieser Intention können wir

durchaus zustimmen. Darüber werden wir auch noch diskutieren. Der Entwurf beinhal-

tet auch sehr interessante neue Aspekte. Es gefällt mir gut, was hinsichtlich der Perso-

nalvertretung der festen freien Mitarbeiter geregelt wurde. Ich kann auch mit den grö-

ßeren Prüfungsmöglichkeiten des ORH leben.

Die "bunte Bank" ist interessant. Darüber kann man diskutieren. Auch die Stärkung

der Kompetenz des Rundfunkrats hat etwas. Einige Änderungen zum Verwaltungsrat

sprechen auch für sich. Es gibt also eine Reihe von interessanten Vorschlägen, über

die wir diskutieren können. Ich bin auf die Diskussionen gespannt. Ich hoffe, dass wir

dafür auch Zeit haben und dass Sie sich auch die Zeit dafür nehmen. Nach zweiein-

halb Jahren sollten wir uns diese Zeit schon nehmen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke sehr. – Für die CSU-Fraktion spricht jetzt

Herr Kollege Dorow. Bitte schön, Herr Dorow, Sie haben das Wort.
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Alex Dorow (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Pia-

zolo, Sie haben vermutlich das bayerische Sprichwort noch nicht gehört, das da lautet:

Überlegen tun wir langsam und richtig, aber wenn es dann passt, dann schlagen wir

zu. Damit sind wir eigentlich immer gut gefahren.

(Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Das ist doch kein Schlagen! Das ist

doch ein Streicheln! )

– Aber wenn man nach diesem Prinzip vorgeht, dann fährt man in der Regel ganz gut.

Also vorher richtig überlegen, dann darf es danach auch schnell gehen. Insofern

nehme ich Ihre Kritik an unserem Zeitplan nicht allzu ernst. Über den Inhalt können wir

dann in der Tat reden.

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir sprechen natürlich heute über kein neues

Thema. Das Bundesverfassungsgericht – ich wiederhole es nur kurz – hat im

März 2014 die Zusammensetzung der Aufsichtsgremien des ZDF für verfassungswid-

rig erklärt. Daraus leitet sich nun die Verpflichtung zur Vielfaltsicherung und zur Staats-

ferne auch für die Rundfunkanstalten ab. Ich brauche das nicht im Einzelnen zu wie-

derholen. Die Forderungen sind uns aus den vorherigen Debatten bestens bekannt.

Es gilt nun, auch auf bayerischer Ebene die Forderungen umzusetzen und die Voraus-

setzungen dafür zu schaffen, dass unsere bayerischen Gremien künftig sicher ent-

sprechend besetzt werden. Frau Kollegin Gote, es geht nicht um einen Wettlauf, mög-

lichst viel über den Haufen zu werfen, sondern es geht darum, eine ausgewogene und

gute Lösung zu finden. Herzlichen Glückwunsch dazu, dass Sie die mutigsten Vor-

schläge bringen; ob es auch die besten sind, darüber müssen wir vielleicht noch

reden.

Nach unserer Auffassung berücksichtigt der Gesetzentwurf der Staatsregierung die

Forderung des Verfassungsgerichts gut. Der Entwurf setzt diese komplett um und ent-

hält darüber hinaus auch weitere Änderungen bei der Organisation und Mitwirkung der

Aufsichtsgremien über den Bayerischen Rundfunk. Zuallererst werden der Rundfun-
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krat und der Medienrat von 47 auf 50 Mitglieder vergrößert. Dabei wird die Zahl der

staatlichen und staatsnahen Vertreter auf höchstens ein Drittel beschränkt. Da die bis-

herige Zusammensetzung des Gremiums insgesamt ein treffendes Abbild auch der

gesellschaftlichen Vielfalt darstellt, sollen auch künftig alle bisherigen Verbände und

Organisationen Vertreter entsenden. Durch die zusätzlichen Sitze können neue Per-

spektiven mit einbezogen und punktuell für eine Aktualisierung gesorgt werden. Wir

haben eben gehört, dass Vertreter der Migranten, der Menschen mit Behinderung und

ein Vertreter aus dem Bereich Freizeit, Tourismus, Gastronomie und Hotel neu aufge-

nommen werden. Frau Kollegin Gote, ich weiß nicht, was daran nicht zu verstehen ist.

Der Tourismus hat in Bayern schon eine Bedeutung.

(Beifall bei der CSU)

Wir müssen nicht darüber diskutieren, ob das wirklich ausgespart bleiben soll oder

muss.

Der Entwurf der GRÜNEN möchte die Mitgliederzahl des Rundfunkrats beibehalten

und die des Medienrats sogar um neun Plätze reduzieren. In diesem Vorschlag eben-

falls impliziert wäre eine Veränderung bei den entsendenden Organisationen, die nach

unserer Auffassung wenig ausgewogen oder auch nicht empirisch begründet ist.

Meine Kollegen von der GRÜNEN-Fraktion, diese Vergabe wäre auch nicht durch die

gesellschaftliche Relevanz begründet, sondern wäre einseitig zugunsten von Interes-

sengruppen, die Ihnen politisch näher stehen als uns. Das unterstelle ich jetzt einmal.

Die organisierten Konfessionslosen mit rund 20.000 bis 30.000, je nach Zählweise,

sollen beispielsweise gleichgestellt werden mit den großen Kirchen mit über acht Milli-

onen Mitgliedern in Bayern.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Das sind 20 % der bayerischen Bevölkerung!)

– Aber nicht organisiert! Es geht um die Organisierten. Wenn, dann müssen wir gleich

zählen, dann berücksichtigen wir nicht nur die Religiösen, sondern auch die Organi-

sierten. Diese empirische Vorgehensweise erschließt sich mir nicht. Auch die anderen

Protokollauszug
84. Plenum, 18.10.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 14



Änderungen sind meines Erachtens wenig realistisch. Aber darüber werden wir natür-

lich in den Ausschüssen noch ausführlich diskutieren. Vielleicht habe ich es auch nur

falsch verstanden.

Nach dem Gesetzentwurf der Staatsregierung soll auch der Verwaltungsrat erweitert

werden. Zukünftig würde dieser sieben statt sechs Mitglieder umfassen, wobei fünf

vom Rundfunkrat gewählt werden sollen. Auch im Verwaltungsrat soll die gesellschaft-

liche Vielfalt abgebildet werden. Zudem soll der bisherige Stichentscheid des Verwal-

tungsratsvorsitzenden abgeschafft werden. Wie hier ein Gegensatz zwischen Vielfalt

und Kompetenz konstruiert werden kann, ist mir ebenfalls ein Rätsel, aber vielleicht

können wir auch darüber noch diskutieren. Das hat sich mir nicht erschlossen.

Die klare Inkompatibilitätsregelung wird nach dem Vorbild des neuen ZDF-Staatsver-

trags eingeführt, um die erforderliche Staatsferne nicht zu unterlaufen. Diese stellt si-

cher, dass Personen, die den staatlichen oder staatsnahen Bereich zuzuordnen sind,

nicht als Vertreter anderer Verbände oder Organisationen den Gremien angehören.

Aus meiner Sicht ist auch ein wichtiger Punkt, dass diejenigen, die als inkompatibel

eingestuft waren, frühestens 18 Monate nach dem Ausscheiden aus den dortigen

Funktionen Mitglieder im Fernsehrat oder im Verwaltungsrat werden dürfen.

Im Entwurf der GRÜNEN wiederum möchte man Regierungsmitglieder nicht als Mit-

glieder der Gremien. Deren Vertretung dient aber in der Praxis vor allem dazu, dass

eine unmittelbare Verbindung zwischen den mit Medien- und Rundfunkpolitik befass-

ten Mitgliedern der Staatsregierung und dem Rundfunk in Bayern und dessen Anlie-

gen hergestellt wird. Nach unserer Auffassung hat sich diese Verbindung in Bayern

bisher bei aller gebotenen Distanz zwischen Regierung und Rundfunk als vorteilhaft

herausgestellt.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Ja eben!)

Warum man das auflösen will, ist uns nicht klar.
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Die Evaluierungsklausel gilt, um bei der Zusammensetzung der Gremien einer Verstei-

nerung entgegenzuwirken. Die Staatsregierung soll die Regelung zur Zusammenset-

zung der Gremien überprüfen und dem Landtag entsprechend berichten. – Mit Blick

auf die Zeit kürze ich nun etwas ab. – Beim Entwurf der GRÜNEN-Fraktion ist mir

noch etwas aufgefallen. Es soll zwar geregelt werden, dass einem Mann eine Frau fol-

gen soll, umgekehrt ist aber nichts festgeschrieben. Wir haben wirklich lange genug

gebraucht – das sage ich durchaus selbstkritisch –, um hier eine Gleichberechtigung

herzustellen. Jedoch würde eine umgedrehte Diskriminierung alles torpedieren. Das

sollten wir nicht tun, und das brauchen wir auch nicht. Deswegen sind wir explizit da-

gegen.

(Beifall bei der CSU)

Damit die Gremienarbeit transparenter gestaltet wird – Frau Kollegin Fehlner, das ist

ein wichtiger Punkt, und da sind wir ganz Ihrer Meinung, – sollen Regelungen über die

Sitzungsöffentlichkeit sowie über die Veröffentlichung von Tagesordnungen im Gesetz

verankert werden. Das gilt auch für die Zusammenfassung von Gegenstand und Er-

gebnissen der Sitzungen. Dem BLM wird zudem auferlegt, die Leistungen an Präsi-

dent und Geschäftsführer zu veröffentlichen. Das betrifft ebenso die vom Verwaltungs-

rat beschlossenen Tarifstrukturen.

Aus unserer Sicht sind die bisher genannten geplanten Änderungen zuvorderst eines,

nämlich eine Umsetzung der Vorgaben des Gerichtsurteils. Aus unserer Sicht wird mit

diesem Änderungsvertrag auch den wesentlichen Kritikpunkten des Bundesverfas-

sungsgerichts Rechnung getragen.Die Befugnisse der Aufsichtsgremien beim BR sol-

len zusätzlich gestärkt werden, obwohl sie derzeit bereits weiter reichen als bei ande-

ren Rundfunkanstalten. Eine finanziell und personell unabhängige Geschäftsstelle von

Rundfunkrat und Verwaltungsrat beim BR soll gesetzlich abgesichert werden. Der

Rundfunkrat hat auch ausdrücklich das Recht, vom Intendanten und vom Verwal-

tungsrat Auskunft zu verlangen und Einsicht in die Unterlagen der Anstalt zu nehmen

– ein wichtiger Punkt. Hierfür könnten gegebenenfalls Sachverständige und Gutachten
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beauftragt werden. Das soll ebenfalls im Gesetz geregelt werden. Auf Wunsch des BR

und der freien Mitarbeiter soll nun auch deren Vertretung gesetzlich verankert werden.

Das ist ebenfalls ein wichtiger Punkt, den wir begrüßen.

Kolleginnen und Kollegen, die beiden Gesetzentwürfe – auch der der GRÜNEN – zie-

len in einigen Teilen in die gleiche Richtung, dies insbesondere in den Bereichen, die

nach dem Gerichtsurteil überarbeitet werden müssen. Ich denke, in diesen Bereichen

werden wir auch in den anschließenden Diskussionen in den Ausschüssen zügig zu

einer gemeinsamen Lösung kommen. Liebe Kollegen der GRÜNEN-Fraktion, ich glau-

be, Sie könnten den Regierungsentwurf eigentlich ganz gut mittragen. Auch werden in

Ihrem Entwurf Vorschläge zur Regelung gebracht, die wir unterstützen. Da ich zu wis-

sen glaube, dass Sie die bisher bestehenden, nach unserer Auffassung hinreichenden

Regelungen des Rundfunkstaatsvertrags einfach noch einmal nachlesen, werden wir

– da bin ich optimistisch – in den Ausschüssen gemeinsam eine vernünftige Lösung

hinbekommen.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Herr Kollege Dorow. – Damit ist die

Aussprache geschlossen. Ich schlage vor, die Gesetzentwürfe dem Ausschuss für

Wissenschaft und Kunst als federführendem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit

Einverständnis? – Es ist so beschlossen.
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